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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen 

Bevölkerungsschutz 

— Drucksache 131 — 

A. Bericht des Abgeordneten Maier (Freiburg) 


Den Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
hat die Bundesregierung dem Bundestag mit Druck- 
sache 131 vorgelegt, in der auch die Stellungnahme 
des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf enthalten 
ist. 

Das Plenum des Bundestages hat in der 8. Sit- 
zung am 22. Januar 1958 diesen Gesetzentwurf dem 
Ausschuß für Inneres — federführend — und dem 
Ausschuß für Kommunalpolitik — mitberatend — 
überwiesen. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Kommunalpoli- 
tik teilte am 10. März 1958 als Ergebnis seiner Be- 
ratungen mit, daß gegen die Vorlage keine Beden- 
ken erhoben werden. 

Der federführende Ausschuß für Inneres hat den 
Entwurf in mehreren Sitzungen eingehend bera- 
ten? seine Beschlüsse ergeben sich aus der in die- 
ser Drucksache enthaltenen Zusammenstellung. 

Die Errichtung des Bundesamtes für zivilen Be- 
völkerungsschutz soll die Ministerialinstanz, vor 
allem das für den zivilen Bevölkerungsschutz feder- 
führende Bundesministerium des Innern, von der 
Durchführung auch hoheitlicher Aufgaben entlasten. 
Diese Zielsetzung liegt nach Ansicht des Aus- 
schusses für Inneres im Sinne seiner Bestrebungen 
zur Vereinfachung der Verwaltung. 

Der Ausschuß gibt daher der Erwartung Aus- 
druck, daß die mit diesem Gesetzentwurf eingelei- 
tete Entlastung der Zentralinstanz ständig weiter- 
geführt und daß die Möglichkeiten zur Verwirk- 
lichung dieses Zieles laufend überprüft und ver- 
wirklicht werden. 

Der Ausschuß hat sich im Laufe seiner Beratun- 
gen vor allem mit der Frage beschäftigt, ob und 


inwieweit im modernen Krieg Schutzmöglichkeiten 
bestehen. Die Vertreter der Opposition haben be- 
dauert, daß diese Frage von der Regierung bisher 
nicht vorgeklärt wurde. Sie wollten aber hieran ge- 
wisse organisatorische Maßnahmen trotz ihrer Kri- 
tik darüber, daß nach ihrer Auffassung die Regie- 
rung auf dem Gebiet des Bevölkerungsschutzes 
weitgehend untätig geblieben sei, nicht scheitern 
lassen. 

Im Zusammenhang hiermit wurde jedoch die 
Frage der Bezeichnung des Aufgabenkreises für 
das neue Bundesamt — Bevölkerungsschutz — in 
Erwägung gezogen. Eine eingehende verfassungs- 
rechtliche Erörterung dieser Frage erschien aber 
nach Ansicht des Ausschusses nicht möglich, weil 
die Begriffsbestimmung „Schutz der Zivilbevölke- 
rung" auf Artikel 73 Nr. 1 GG zurückgeht. Die Ver- 
treter der Opposition haben deswegen zunächst auf 
die Stellung entsprechender Anträge verzichtet. Als 
Berichterstatter bin ich andererseits gehalten, die 
übereinstimmende Meinung des Ausschusses vorzu- 
tragen, daß eine Änderung des Begriffs „Bevölke- 
rungsschutz" und damit der Bezeichnung des Amtes 
zu gegebener Zeit begrüßt würde, um den wirklichen 
Möglichkeiten und Aufgaben des Amtes im Atom- 
Zeitalter auch durch seine Bezeichnung Rechnung zu 
tragen. 

Zu § 1 

Das Bundesamt hat als vollziehende Behörde die 
Rechtsstellung einer oberen Bundesbehörde im 
Sinne des Art. 87 GG. Der Ausschuß für Inneres 
hat eine diese Rechtsstellung klärende Ergänzung 
des Gesetzestextes in § 1 für sachdienlich gehalten 
und schlägt diese Abänderung zur Beschlußfassung 
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vor. Daß das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz dem Bundesministerium des Innern unter- 
stellt wird, ist eine notwendige Folgerung, die sich 
aus der Zuständigkeit des Bundesministeriums des 
Innern als federführendes Ressort für die Aufgaben 
des zivilen Bevölkerungsschutzes ergibt. Die Ver- 
treter der Opposition äußerten im Zusammenhang 
hiermit den Wunsch, die Zuständigkeit des Bundes- 
ministeriums des Innern für die Frage des zivilen 
Bevölkerungsschutzes gesetzlich festzulegen. Nach 
eingehender Aussprache erklärten sie, daß ihrem 
Anliegen durch die Annahme des Entschließungs- 
antrages (Entwurf des Abg. Kühlthau): 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Verabschiedung des Gesetzes zur Errich- 
tung des Bundesamtes für zivilen Bevölke- 
rungsschutz unterstreicht die Auffassung des 
Deutschen Bundestages, daß alle Angelegenhei- 
ten des zivilen Bevölkerungsschutzes aus- 
schließlich zum Zuständigkeitsbereich des Bun- 
desministers des Innern gehören müssen, und 
erwartet, daß die Bundesregierung bei ihrer 
Geschäftsverteilung dieser Auffassung des Bun- 
destages Rechnung trägt." 

gedient sei, obwohl bedauerlicherweise eine be- 
sondere gesetzliche Klarstellung in diesem Zusam- 
menhang nicht möglich sei. 

Zu § 2 

Die Zuständigkeit des Bundesamtes ist im Rah- 
men des Aufgabengebietes mit hoheitlichen Funk- 
tionen auf die im Gesetz angeführten Sachgebiete 
beschränkt. Die Übertragung von Aufgaben des 
Bundes ohne hoheitlichen Charakter ist möglich, 
insoweit wäre kein Gesetz nach Art. 87 GG erfor- 
derlich, Für diese Aufgabengebiete könnte dem Be- 
streben, die Ministerialinstanz von Einzel entschei- 
dungen zu entlasten, auch noch nach Erlaß des Ge- 
setzes stets Rechnung getragen werden. 

Für die Darstellung des Zuständigkeitsbereichs 
des Bundesamtes ist der Ausschuß für Inneres dem 
Vorschlag des Bundesrates gefolgt. Danach soll für 
die Abgrenzung der Zuständigkeit das Enumera- 
tionsprinzip angewandt werden. Dieser Grundsatz 
verhütet, daß Unklarheiten über die Zuständigkeit 
bestehen. Wegen der einzelnen Sachgebiete, für die 
das Bundesamt zuständig sein soll, darf auf die vor- 
liegende Fassung des § 2 Abs. 1 in Übereinstim- 
mung mit den entsprechenden Vorschlägen des 
Bundesrates verwiesen werden. Im einzelnen kön- 
nen in diesem Zusammenhang folgende Aufgaben 
besonders erwähnt werden: 

z. B. die Ausbildung leitender Luftschutzkräfte nach 
einheitlichen Richtlinien, wobei der Begriff „Aus- 
bildung" auch die Errichtung und den Betrieb von 
zentralen Ausbildungsstätten für diese Zwecke — 
wie es beispielsweise die Bundesanstalt für zivilen 
Luftschutz teilweise darstellt — einschließt. 

Ferner die Mitarbeit bei der Vorbereitung einer 
einheitlichen Luftschutzplanung auf Bundesebene, 
eine Aufgabe, deren baldige Verwirklichung beson- 
deres Interesse verdient. 


Schließlich wird praktisch von besonderer Bedeu- 
tung die Prüfung von ausschließlich oder überwie- 
gend für den Luftschutz bestimmten Geräten und 
Mitteln, soweit diese nicht von anderen geeigneten 
Anstalten vorgenommen werden kann, sowie die 
Mitwirkung bei der Zulassung dieser Gegenstände 
und bei der Normung sein. 

Auf das kommende Bundesamt für zivilen Bevöl- 
kerungsschutz sollen auch die Aufgaben des Bun- 
desamtes für den Luftschutzwarndienst übergehen. 
Die Errichtung des letztgenannten Bundesamtes war 
in §§ 7 und 8 des Ersten Gesetzes über Maßnah- 
men zum Schutz der Zivilbevölkerung vorgesehen, 
aber nicht durchgeführt worden. Der Herr Bundes- 
minister des Innern hatte bereits mit Erlaß vom 
6. Juli 1957 — im übrigen ohne Unterrichtung des 
Parlamentes, wie ein Teil des Ausschusses mit Be- 
dauern feststellte — eine Bundesdienststelle für 
zivilen Bevölkerungsschutz als Vorläufer des künf- 
tigen Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
errichtet. Es erschien daher für den Aufbau eines 
besonderen Bundesamtes für den Luftschutzwarn- 
dienst keine Veranlassung mehr, zumal auch im In- 
teresse der Vereinfachung der Verwaltung sich die 
Zusammenlegung des Bundesamtes für den Luft- 
schutzwarndienst mit dem Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz anbot. Die Verwirklichung die- 
ses Planes ist in § 2 Abs. 2 des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs vorgesehen. 

Nach § 2 Abs. 3 des Regierungsentwurfs sollte 
das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz fer- 
ner die dem Bundesminister des Innern zustehen- 
den Befugnisse auf dem Gebiete des Luftschutz- 
hilfsdienstes und der Sicherstellung des Kulturgutes 
mit Ausnahme der Bestimmung jener Orte, die als 
besonders luftgefährdet anzusehen seien, und mit 
Ausnahme des Erlasses von Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften für die Sicherung des Kulturgutes 
ausüben. In Übereinstimmung mit dem Vorschlag 
des Bundesrates schlägt der Ausschuß für Inneres 
eine Ergänzung dieser Vorschrift vor, um zu er- 
möglichen, daß auch auf dem Gebiet der Arznei- 
mittelbevorratung die Befugnisse des Bundesmini- 
steriums des Innern auf das Bundesamt übergehen. 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung, welche der 
Aufklärung der Bevölkerung über Aufgaben, Mög- 
lichkeiten und Grenzen des zivilen Bevölkerungs- 
schutzes und der Aufklärung über alle Maßnahmen 
des zivilen Bevölkerungsschutzes zukommt, ist auch 
dieses Aufgabengebiet dem Bundesamt zugewiesen 
worden. 

Die neue Fassung des § 2 Abs. 4 soll den verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken des Bundesrates gegen 
die Regierungsvorlage Rechnung tragen und klar- 
stellen, daß nur aus dem Aufgabenbereich des Bun- 
desministers des Innern die Ausübung der Bundes- 
aufsicht auf das Bundesamt übertragen werden soll. 

§ 2 Abs. 5 entfällt in Übereinstimmung mit dem 
Vorschlag des Bundesrates, so daß es einer Erörte- 
rung des Inhalts dieser Bestimmung nicht bedarf. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung enthält einige Änderungen des 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
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Zivilbevölkerung. Diese Änderungen sind erforder- 
lich, um dem eingangs erwähnten Ziel des Gesetzes, 
die Zentralinstanz von Einzelentscheidungen zu ent- 
lasten, zu dienen. Es handelt sich um die Möglich- 
keit, die Befugnis des Bundesministers des Innern, 
die Übertragung der Aufsicht über den Bundesluft- 
schutzverband vorzunehmen, zu begründen; ferner 
darum, den Bundesminister des Innern zu ermächti- 
gen, das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
zu beauftragen, an seiner Statt dem Bundesluft- 
schutzverband Richtlinien und Weisungen zu ge- 
ben, soweit es sich um die Aufklärung der Bevöl- 
kerung über Gefahren handelt, die ihr bei Angrif- 
fen aus der Luft drohen. Entsprechendes gilt für 
die Beratung der Bevölkerung bei Luftschutzmaß- 
nahmen sowie für die Organisation und Ausbil- 
dung freiwilliger Helfer für den Selbstschutz der 
Zivilbevölkerung. 

Zu § 3 a 

Der Klarstellung der Amtsbezeichnung für den 
künftigen Leiter des Bundesamtes dient § 3 a, der 


auch gleichzeitig die besoldungsrechtlichen Fragen 
regelt. Die Vorschrift stimmt mit den entsprechen- 
den Angaben im Haushaltsplan 1958 überein. 


Zu § 4 

Die Berlin-Klausel in § 4 der Regierungsvorlage 
deckt sich mit der entsprechenden Vorschrift im Er- 
sten Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung (§ 37). 


Zu § 5 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß der 
Ausschuß für Inneres aus Gründen der Übersicht- 
lichkeit für alle Paragraphen eine Überschrift ge- 
wählt hat, wie sie im einzelnen aus der anliegen- 
den Zusammenstellung zu ersehen ist. 


Bonn, den 8. Oktober 1958 

Maier (Freiburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 131 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

Die Verabschiedung des Gesetzes zur Errich- 
tung des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs- 
schutz unterstreicht die Auffassung des Deut- 
schen Bundestages, daß alle Angelegenheiten 
des zivilen Bevölkerungsschutzes ausschließlich 
zum Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
des Innern gehören müssen, und erwartet, daß 
die Bundesregierung bei ihrer Geschäftsvertei- 
lung dieser Auffassung des Bundestages Rech- 
nung trägt; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 8. Oktober 1958 

Der Ausschuß für Inneres 


Kühlthau 

Stellv. Vorsitzender 


Maier (Freiburg) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen 

Bevölkerungsschutz 

— Drucksache 131 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Errichtung des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Bund errichtet ein Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz; es untersteht dem Bundes- 
minister des Innern. 

§ 2 

(1) Auf das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz gehen die Aufgaben der Bundesanstalt für 
zivilen Luftschutz und der Bundesanstalt Tech- 
nisches Hilfswerk über . 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Errichtung des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungssdiutz 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung des Bundesamtes 

Der Bund errichtet ein Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungssdiutz als Bundesoberbehörde; es 
untersteht dem Bundesminister des Innern. 

§ 2 

Aufgaben des Bundesamtes 

(1) Dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
sdiutz obliegen folgende bisher von der Bundes- 
anstalt für zivilen Luftschutz und der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk wahrgenommenen Aufgaben: 

a) die Ausbildung leitender Luftschutzkräfte 
nach einheitlichen Richtlinien, 

b) die Mitarbeit bei der Vorbereitung einer 
einheitlichen Luftschutzplanung, 

c) die Sammlung und Auswertung von Ver- 
öffentlichungen des In- und Auslandes auf 
dem Gebiete des zivilen Luftschutzes, 

d) die Aufgabenstellung und Auswertung der 
technisch- wissenschaftlichen Luftschutzfor- 
schung, 

e) die Prüfung von ausschließlich oder über- 
wiegend für den Luftschutz bestimmten 
Geräten und Mitteln, soweit diese nicht 
von anderen geeigneten Anstalten vor- 
genommen werden kann, sowie die Mit- 
wirkung bei der Zulassung dieser Gegen- 
stände und bei der Normung, 

f) die Leistung technischer Dienste im zivi- 
len Luftschutz. 
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Entwurf 

(2) Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
tritt an die Stelle des Bundesamtes für den Luft- 
schutzwarn dienst im Sinne der §§ 7 und 8 des 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1696). 

(3) Dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz werden ferner die dem Bundesminister des 
Innern zustehenden Befugnisse auf dem Gebiete 
des Luftschutzhilfsdienstes und der Sicherstellung 
des Kulturgutes mit Ausnahme der Befugnisse aus 
§ 9 Abs. 2 und § 29 Abs. 2 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
übertragen. 


(4) Die Ausübung der Bundesaufsicht und der 
Weisungsbefugnis,- die dem Bundesminister des 
Innern im Rahmen der Auftragsverwaltung auf 
Grund des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung zustehen, wird dem 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz über- 
tragen, soweit ihm der Vollzug dieses Gesetzes 
obliegt. 

(5) Der Bundesminister des Innern bedient sich 
des Bundesamtes zur Erfüllung weiterer Aufgaben, 
die dem Bunde auf dem Gebiet des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes obliegen. 


§ 3 


Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 31 Abs. 1 wird als Satz 4 angefügt: 

„Er kann die Ausübung der Aufsicht dem Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz über- 
tragen." 

2. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesluftschutzverband hat die 
Aufgabe, nach den Richtlinien und Weisungen, 
die vom Bundesminister des Innern oder in 
seinem Aufträge vom Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz erlassen werden, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) Dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz werden ferner die dem Bundesminister des 
Innern zustehenden Befugnisse auf dem Gebiete 
des Luftschutzhilfsdienstes, der Sicherstellung des 
Kulturgutes und der Arzneimittelbevorratung für 
Luftschutzzwecke mit Ausnahme der Befugnisse aus 
§ 9 Abs. 2, § 29 Abs. 2 und § 30 Satz 2 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung übertragen. Dem Bundesamt obliegt 
auch die Aufklärung über Aufgaben, Möglichkeiten 
und Maßnahmen des zivilen Bevölkerungsschutzes. 

(4) Die Ausübung der Bundesaufsicht im Auf- 
gabenbereich des Bundesministers des Innern und 
der Weisungsbefugnis, die dem Bundesminister des 
Innern im Rahmen der Auftragsverwaltung auf 
Grund des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung zustehen, wird dem 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz übertra- 
gen, soweit ihm der Vollzug des genannten Geset- 
zes nach den Absätzen 2 und 3 obliegt. 

(5) entfällt 


§ 3 

Änderungen des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 31 Abs. 1 Wird als Satz 4 angefügt: 

„Dieser kann die Ausübung der Aufsicht dem 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
übertragen." 

2. u n v e rändert 


1. die Bevölkerung über die Gefahren 
von Angriffen aus der Luft aufzuklä- 
ren, sie bei Luftschutzmaßnahmen zu 
beraten sowie die Organisation und 
Ausbildung freiwilliger Helfer für den 
Selbstschutz der Bevölkerung durch- 
zuführen, 

2. im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten bei der Durchführung von son- 
stigen Luftschutzmaßnahmen mitzu- 
wirken." 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 3a 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) als Anlage I bei- 
gegebenen Besoldungsordnungen A und B werden 
wie folgt geändert: 

I. Besoldungsordnung A 

In Besoldungsgruppe 16 wird gestrichen 

„Direktor des Bundesamtes für Luftschutzwarn- 
dienst“. 

II. Besoldungsordnung B 

1. Es werden eingefügt: 

a) Bei Besoldungsgruppe 6 

„Präsident des Bundesamtes für zivilen Be- 
völkerungsschutz 11 , 

b) bei Besoldungsgruppe 2 

„Vizepräsident des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz' 1 . 

2. In der Besoldungsgruppe 3 werden gestrichen 
„Direktor der Bundesanstalt Technisches Hilfs- 
werk“, 

„Präsident der Bundesanstalt für zivilen Luft- 
schutz". 


§ 4 

(1) Dieses Gesetz gilt unter dem Vorbehalt der 
dem Land Berlin nach Absatz 2 erteilten Ermächti- 
gung nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten unter dem gleichen Vorbehalt im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

(2) Das Land Berlin wird ermächtigt, den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes und der 
hierzu ergehenden Rechtsverordnungen oder von 
Teilen dieses Gesetzes und der hierzu ergehenden 
Rechts Verordnungen abweichend von §§ 13 und 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes zu bestimmen. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


§ 4 

Berlin-Klausel 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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